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Bericht des Bundes 2003
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Beschluss:

Die Umweltministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundes zur Kenntnis.

Protokollerklärung des Landes Thüringen:
zu Abschnitt 4.2.4 - Versorgung der Bevölkerung mit Kaliumjodidtabletten zur Jodblockade der Schilddrüse bei kerntechnischen Unfällen 

Zur Versorgung der Bevölkerung mit Kaliumjodidtabletten zur Jodblockade der Schilddrüse bei kerntechnischen Unfällen teilt der Bund in Abschnitt 4.2.4 seines Berichtes mit, dass die Tabletten für Schwangere und Kinder/Jugendliche bis einschließlich 17 Jahre für den 25 – 100 km-Bereich in drei zentralen Bundeslagern vorgehalten werden sollen. Dieser Sachverhalt ist inzwischen überholt.

Mit Schreiben vom 18. September 2003 hatte Thüringen das BMU gebeten, die Planung zu überdenken und stattdessen eine dezentrale Lagerung in den Versorgungsgebieten in ausreichender Menge vor Ort vorzusehen, da bei einer zentralen Ausgabe der Tabletten durch den Transport entscheidende Zeit verloren geht, sodass der Erfolg der gesamten Maßnahme in Frage steht. Mit Schreiben vom 7. November 2003 hatte das BMU daraufhin mitgeteilt, dass die Anzahl der zentralen Lager nach gegenwärtigem Planungsstand von ehemals drei auf sieben erhöht werde. Aus Thüringer Sicht wäre jedoch auch dann einer Vor-Ort-Lagerung der Vorzug einzuräumen. 

Zur Vermeidung von Irritationen sollte weiterhin der Sprachregelung der SSK-Empfeh​lung vom 13./14. Dezember 2001 gefolgt werden, wonach Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre in die Jodprophylaxe einzubeziehen sind.

zu Abschnitt 5.6.2 - Artikelgesetz zum vorbeugenden Hochwasserschutz

Es wird darauf hingewiesen, dass zu TOP 5.6.2 - Artikelgesetz zum vorbeugenden Hochwasserschutz - zum Teil erheblicher inhaltlicher Dissens besteht. Die in der Anhörung dem BMU mitgeteilten grundsätzlichen und sachlichen Kritikpunkte liegen formal außerhalb des Berichtszeitraumes (bis Juli 2003). Aus diesem Grund erübrigt sich die Darstellung der differenten Standpunkte. Unter dieser Maßgabe müsste allerdings auch der letzte Satz des Abschnittes 5.6.2 auf Seite 69 gestrichen werden, da dieser einen Vorgang im Zeitraum vom 7. August bis 11. September 2003, d.h. außerhalb des Berichtszeitraumes, beschreibt.

zu Abschnitt 6 - Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Altlastensanierung
In dem Bericht des Bundes wird, verglichen mit den Umweltmedien Luft und Wasser, das Thema „Bodenschutz" seiner zunehmenden Bedeutung und tatsächlichen Entwicklung Rechnung tragend nicht ausreichend gewürdigt. Hier fehlen vier Jahre nach In-Kraft-Treten des BBodSchG sowohl Aussagen zur Weiterentwicklung des Bodenschutzrechts in Deutschland als auch zur derzeitigen Entwicklung der Bodenschutzpolitik auf EU-Ebene. Ebenso werden die Vorstellungen des Bundes vermisst, wie und mit welchen Steuerungsinstrumenten die Kommunen als Träger der Planungshoheit unterstützt werden sollen, um entsprechend den Vorgaben der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie eine deutliche Verminderung der Flächenneuinanspruchnahme für Siedlung, Gewerbe/Industrie und Verkehr zu erreichen.
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